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AUFGABE DES STAATES

Freiheit und Sicherheit des Bürgers
Die Stimmung im Saal liess keinen Zweifel: Die Albisgüetli-Tagung 2022 stand im 
Zeichen des Aufbruchs – am Ende von Corona und am Anfang von zwei Wahljahren.  
Die hier in leicht verkürzter Form wiedergegebene Rede von Christoph Blocher  
fesselte mit ihrer Substanz und analytischen Schärfe das Publikum vom ersten bis  
zum letzten Satz.

Rundum sehen wir es: Wir leben in ei­
ner politisch weitgehend verwahrlos-
ten Zeit. Weite Kreise haben keinen 
Boden mehr unter den Füssen. Allzu 
viele haben den soliden politischen 
Kompass verloren. In Wirtschaft und 
Politik zerfallen Persönlichkeiten zu pa­
pierenen Figuren. Statt sich unerbitt­
lich für die Sache einzusetzen, zählt nur 
noch das eigene Ansehen! 

Wo der Souverän Korrekturen ver­
langt hat – so bei der Zuwanderungsin­
itiative, im Asylrecht, der Ausschaf­
fungsinitiative, bei der klaren Verwer­
fung des CO2-Gesetzes, beim histori­
schen Nein zum EWR-Vertrag –, überall 
versuchen jene, die durch das Volk ge­
wählt wurden, das Gegenteil zu ma­
chen. Und die Missstände dauern an.

Die Folgen sind gravierend: Bei Ein­
führung der Personenfreizügigkeit leb­
ten in der Schweiz 7,32 Millionen Men­
schen, heute sind es 8,61 Millionen. Ver­
sprochen wurde ein Zuwachs von 8000 
pro Jahr. Gekommen sind über eine Mil­
lion statt der versprochenen 160 000! 
Erschreckend ist die Kriminalitätszu­
nahme vor allem durch Eingewanderte 
oder Leute mit Migrationshintergrund. 
Es gibt praktisch keine Ausschaffung 

Krimineller, obwohl man dem Volk das 
Gegenteil versprochen hat. Auch prak­
tisch keine Rückschaffung der Wirt­
schaftsflüchtlinge, obwohl dies der Ge­
setzgeber verlangt.

Die Strategie, um Gegensteuer zu 
geben, ist einfach: Rückkehr zum eige­
nen Auftrag. Und wie heisst der Auf­
trag aller führenden Leute im Land? 
Dafür zu sorgen, dass die Schweizer 
und Schweizerinnen in Sicherheit und 
Freiheit leben können.

Aber auch in Covid-Zeiten gilt: Si­
cherheit ist nicht Selbstzweck. Schon 
1775 hat beispielsweise der amerikani­
sche Politiker Benjamin Franklin er­
klärt: «Wer Freiheit aufgibt, um Sicher­
heit zu gewinnen, wird am Ende bei­
des verlieren.» Das gilt in Corona-Jah­
ren besonders. Doch wir brauchen 
weder bis ins 18. Jahrhundert noch bis 
nach Amerika zurückzugehen. In der 
schweizerischen Bundesverfassung  – 
ganz am Anfang (Artikel 2) – leuchtet 
es fast wie in Stein gemeisselt:

«Die Schweizerische Eidgenossenschaft 
schützt die Freiheit und die Rechte des Vol-
kes und wahrt die Unabhängigkeit und die 
Sicherheit des Landes.»

Schwarz auf weiss. Aber die Classe 
politique foutiert sich drum, pflegt lie­
ber das «Image»! Leichtfertig sollen die 
Unabhängigkeit, die Volksrechte, die 
Freiheit, die Sicherheit des eigenen Vol­
kes verschachert werden. Man nimmt 
dem Volk die Handlungsfreiheit, indem 
wir uns als Kolonie fremden Gesetzge­
bern unterordnen sollen.

Man muss sich nicht in jedem Detail 
der Schweizer Geschichte auskennen. 
Aber die vier wichtigen Gedenkjahre 
haben wir zu verinnerlichen und uns 
stets an sie zu erinnern:

	– 1291 – mit dem Bundesbrief
	– 1848 – mit der Bundesverfassung
	– 1992 – dem Nein zum EWR-/EU-
Beitritt

	– 2021 – dem Nein zum Rahmen­
vertrag

Betrachten wir die beiden Jahre 1992 
und 2021 etwas näher.

EWR-Nein 1992
An diesem historischen Tag hatte das 
Schweizer Volk die Kraft und den Mut, 
bei einer rekordhohen Stimmbeteili­
gung den unwürdigen Beitritt zum Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR), 
dem Vorläufer zum Beitritt zur Euro­
päischen Union, abzulehnen.

Nach dreissig Jahren sind die Proto­
kolle der Bundesratssitzung vom 17. Ap­
ril 1991 öffentlich geworden, als der 
Bundesrat einhellig den EWR-Vertrag 
beschloss, der die Schweiz in die EU 
hätte führen sollen. Wir erfahren: Die 
Mehrheit der anwesenden Bundesräte 
beurteilte den EWR-Vertrag in den Vo­
ten als «unwürdig», als «Frechheit», als 
«unbrauchbar». Alles wörtlich! Bundes­
rat Kaspar Villiger liess verlauten: «Die 
EU hat die Schweiz an die Wand ge­
drückt. Wir bewegen uns auf dem Weg 
eines Kolonialstaates mit Autonomie­
status.» Die Vorschläge der EU, so Villi­

ger, seien für das Land «unwürdig», ja 
«eine Frechheit». Otto Stich sprach von 
einem «schlechten Vertrag» und einer 
«Satellisierung der Schweiz». Arnold 
Koller meinte, in der Öffentlichkeit sei 
der Eindruck entstanden, «dass die 
Schweiz sich tranchenweise abschlach­
ten lässt». Der damalige Bundespräsi­
dent Flavio Cotti nannte die Verhand­
lungen eine «ununterbrochene Abfolge 
von Enttäuschungen». Der EWR komme 
einem «Rückschritt» gleich, der nicht 
einmal als «Übergangslösung» tauge.

Beim Lesen kam es mir vor, es seien 
sieben Blochers im Bundesrat gewesen!

Was war die Schlussfolgerung? (Ich 
zitiere das Protokoll wörtlich): Der Bun­
desrat beschloss «im Konsens und ohne 
Abstimmung, Ja zum EWR zu sagen».

Später versuchte der Bundesrat, die­
sem Weg in den Abgrund zu entrinnen, 
indem er sich nicht etwa für die Unab­
hängigkeit entschied, sondern noch 
einen Schritt weiter ging, nämlich be­
schloss, der EU beizutreten und das 
Beitrittgesuch einzureichen.

Aber die Geisterfahrt ging weiter im 
Abstimmungskampf. Die Übermacht 
von Verwaltung, Bundesrat, Parteien, 
alle Kantonsregierungen, Gewerkschaf­
ten, die Wirtschaftsverbände und ein 
Grossteil der Wirtschaft – ich nannte 
und nenne es die Classe politique – mar­

schierten geschlossen in den Abgrund. 
Sie verkauften dem Volk diesen EWR-
Vertrag zur Preisgabe des Landes als 
Rettung. Sie bezeichneten den Vertrag 
in der Volksabstimmung als Alternati­
ve zum EU-Beitritt. Obwohl Bundesprä­
sident Felber den Journalisten unmit­
telbar nach Unterzeichnung noch die 
Wahrheit sagte. Wörtlich: «Für den 
Bundesrat ist dieser Vertrag eine Etap­
pe auf dem Weg zum klaren Ziel der 
vollständigen Integration der Schweiz 
in die Europäische Gemeinschaft.» Alle 
Journalisten hörten dies und schrieben 
regierungstreu  – mit Ausnahme der 
«Schaffhauser Nachrichten» und der 
damals der Familie Isler gehörenden 
«Finanz-und Wirtschaft», die Unwahr­
heit. Herr Walder von Ringier lässt 
grüssen!

Die Abstimmungsanalysen über die 
Volksabstimmung vom 6. Dezemver 
1992 belegen es: Hier, in diesem Albis­
güetli-Saal, wurde die Entscheidungs­
schlacht gegen diesen Kolonialvertrag 
geführt und gewonnen. 

Hier an dieser Albisgüetli-Tagung be­
schlossen am 3. Juli 1992 die Zürcher-
SVP-Delegierten für die ganze Schweiz 
überraschend die Nein-Parole mit 435 
gegen 14 Stimmen. Dies, obwohl der 

Der lang anhaltende Applaus für eine brillante Rede ging mit der Freude  
einher, dass die Albisgüetli-Tagung nach ihrer virtuellen Ausgabe im Vorjahr nun 
wieder physisch stattfinden konnte. 

SO STIMMEN SIE RICHTIG !

Volksabstimmung vom  
13. Februar 2022

Eidgenössische Vorlagen

1.	Volksinitiative vom 18. März 2019 «Ja zum Tier- und 
Menschenversuchsverbot – Ja zu Forschungswegen mit  
Impulsen für Sicherheit und Fortschritt»

NEIN

2.	Volksinitiative vom 12. September 2019 «Ja zum  
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung 
(Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung)»

NEIN

3.	Änderung vom 18. Juni 2021 des Bundesgesetzes über  
die Stempelabgaben (StG)

JA

4.	Bundesgesetz vom 18. Juni 2021 über ein Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien

NEIN

Fortsetzung auf Seite 4

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP
Herrliberg



INVESTITIONSKOSTEN SENKEN – ARBEITSPLÄTZE ERHALTEN

JA zur Abschaffung der Emissionsabgaben
Am 13. Februar stimmen wir über die «Änderung des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben» ab.  
Gewiss, die Vorlage tönt etwas trocken und langweilig. Sie ist aber in ihrer Auswirkung wichtig für unsere  
Bevölkerung, unsere Arbeitsplätze und unseren schweizerischen Werkplatz. 

Worum geht es? Unsere Unternehmen, 
Firmen und Betriebe benötigen Kapital, 
wenn sie investieren wollen oder Ver­
luste decken müssen. Sie können das 
benötigte Eigenkapital beschaffen, in­
dem sie Aktien oder andere ähnliche 
Wertpapiere ausgeben. 

Dabei hat der Bund bislang eine Steu­
er erhoben, nämlich die sogenannte 
Emissionsabgabe. Die Emissionsabgabe 
ist ein kleiner Teil der sogenannten 
Stempelabgabe. Darum braucht es eine 
Änderung im entsprechenden Bundes­
gesetz. 

Der grösste Teil dieser Abgabe wird 
nicht abgeschafft – nämlich der Teil 
bei Versicherungspolicen und der so­
genannte Wertpapierumsatz-Stempel. 
Die Emissionsabgabe hat bislang 1 Pro­
zent des beschafften Eigenkapitals be­
tragen. Sie betrifft also vor allem Start-
ups sowie mittlere und grössere Unter­
nehmen. Aber diese sind natürlich für 
das Wohlergehen unserer Wirtschaft 
nicht weniger wichtig als die kleine­
ren.

Nur noch Griechenland und 
Spanien
Die Geschichte der Stempelsteuer reicht 
bis zum Ersten Weltkrieg zurück. Bloss 
hat damals der Staat mit dem einen 
Prozent noch eine tatsächliche Leistung 
erbracht. Doch seit 1940 zahlen auch 
die Unternehmen direkte Bundessteu­
ern, damals noch als zeitlich befristete 
«Wehrsteuer» eingeführt. 

Auch zahlen die Firmen heute Mehr­
wertsteuern und sehr viele Gebühren, 
etwa die Handelsregister-Gebühren, 

Sackgebühren, Abwassergebühren, 
SRG-Gebühren usw. Praktisch alle die­
ser heute erhobenen Abgaben haben 
bei Einführung der Stempelsteuer noch 
nicht existiert. Darum muss die Emis­
sionsabgabe endlich abgeschafft wer­
den! Im Übrigen gibt es eine Emissi­
onsabgabe praktisch nirgends auf der 
Welt. Selbst in der EU erheben nur noch 
Griechenland und Spanien eine ver­
gleichbare Steuer. Und diese zwei Län­
der sind ja nicht gerade Wirtschafts- 
und Wohlstandsvorbilder. 

Es ist uns Bürgerlichen nach langem, 
allzu langem Kampf endlich gelungen, 
die Emissionsabgabe via Parlament ab­

zuschaffen. Wir wollen, dass die Unter­
nehmen neues Eigenkapital aufneh­
men können, ohne steuerlich belastet 
zu werden. Damit senken wir die Inves­
titionskosten der Wirtschaft und kön­
nen Arbeitsplätze erhalten und sichern. 

Der Bundesrat und die Parlaments­
mehrheit unterstützen die Vorlage und 
sind überzeugt, damit die Wettbewerbs­
fähigkeit der Schweiz zu stärken. 

Die Abschaffung der Emissionsabga­
be ist ganz besonders im Interesse von 
jungen, wachstumsstarken Unterneh­
men, die kein finanzielles Polster haben. 
Damit sie wachsen können, benötigen 
sie zusätzliches Eigenkapital. Zwar 

rechnet der Bund mit 250 Millionen 
Franken statischen Mindereinnahmen 
pro Jahr. Das ist aber eine höchst frag­
würdige Grösse, denn ohne Emissions­
abgabe kommen die Firmen zu rasche­
rem Gewinn und zahlen darauf wiede­
rum Gewinn- und Kapitalsteuern.

Linke gegen Wirtschaft und 
Arbeitsplätze
Die Emissionsabgabe ist aber auch da­
rum schädlich, weil sie die Unterneh­
men verleitet, Fremdkapital aufzuneh­
men, um die Emissionsabgabe zu um­
gehen. Es wäre aber viel sinnvoller, sie 
würden mit solidem Eigenkapital arbei­
ten. Zudem wird mit der leider von der 
Schweiz akzeptierten OECD-Mindestbe­
steuerung der internationale Wettbe­
werb um Unternehmen und Arbeits­
plätze noch härter. Da ist jede Massnah­
me der Entlastung dringend nötig.

Die SP hat gegen die Vorlage das Re­
ferendum ergriffen – wie fast immer, 
wenn für einmal die Wirtschaft und 
nicht der Staat profitieren soll. Damit 
schädigt die Linke die Wirtschaft, spe­
ziell die von der Covid-Krise betroffe­
nen Unternehmen. Denn viele müssen 
nach Verlusten jetzt ihr Eigenkapital 
aufstocken. 

Es ist grundsätzlich falsch, wenn der 
Staat bei der Kapitalisierung von Unter­
nehmen Geld abschöpft. Von der Eigen­
kapitalaufstockung der privaten Wirt­
schaft sind die Steuerzahler nicht be­
troffen und werden deswegen nicht zur 
Kasse gebeten. Darum darf der Staat an 
der Übernahme von wirtschaftlicher Ei­
genverantwortung und von wirtschaftli­
chem Risiko nicht mitverdienen.

Schädlich ist es auch, wenn wir bei­
spielsweise Jungunternehmer steuer­
lich belasten, noch bevor sie auch nur 
einen einzigen Franken Umsatz erzie­
len konnten. Die dringend nötige wirt­
schaftliche Erholung darf nicht durch 
eine längst veraltete, aus der Zeit gefal­
lene Emissionsabgabe belastet werden. 
Diese Abgabe an den Staat zur privat­
wirtschaftlichen Eigenkapitalbeschaf­
fung muss abgeschafft werden!

Nachdem die «Weltwoche» die 

Affäre Berset hatte platzen lassen, 

wurde die Erpressungsgeschich-

te auch beim Ringier-Verlag zum 

Thema. Anlässlich eines Video-Ge-

sprächs unter Ringier-Journalisten 

im Herbst 2021 gab der stellver-

tretende «Blick»-Politchef Pascal 

Tischhauser dem CEO Marc Walder 

zu bedenken: Erst als Ringier-

Publizist Hannes Britschgi in Tele-

Züri von Bersets «ehemalige Af

färe» gesprochen habe, habe 

man bei Ringier auch so schreiben 

dürfen. «Und sonst durften wir 

das nicht. Alle andern Journalisten 

haben es gemacht.»

Da appellierte ein Journalist an 

die journalistischen Grundre-

geln, dass sein Verlagshaus auch 

im Fall von Gesundheitsminis-

ter Berset wahrheitsgemäss in-

formieren müsse. Dies war ihnen 

aber gemäss ihrer Wahrnehmung 

im Gegensatz zu allen anderen 

Journalisten nicht erlaubt. Pascal 

Tischhauser stellte die Frage an 

CEO Walder, dessen persönliche 

Nähe zu Alain Berset den Ringier-

Mitarbeitern wohlbekannt ist.

Marc Walder antwortete auswei-

chend: «Ich kenne den Fall nicht.» 

Obwohl die ganze Schweiz seit 

zehn Monaten darüber sprach. 

Auch kenne er niemanden in die-

sem Land, über den man nicht frei 

berichten könne. Um dann anzu-

fügen: «Es ist dann eine Frage der 

Ethik. Ich will jetzt nicht in diese 

Strasse reingehen bei der Affäre 

Berset. [Es ist] zum Schluss noch 

eine Frage der Ethik, was man 

berichtet und was man nicht be-

richtet. Aber ich will auch Pascal 

Tischhauser hier nicht widerspre-

chen, ich will nur einen offenen 

Dialog führen.»

Offensichtlich wollte Marc Walder 

seinem Politredaktor Pascal 

Tischhauser nicht widersprechen 

bei dessen Aussage, dass die Rin-

gier-Journalisten nicht über eine 

Affäre Berset berichten durften. 

Doch welche Ethik meinte nun 

Marc Walder genau? Die Ethik 

von Krawall, Sex und Skandalen, 

dank denen Ringier über Jahr-

zehnte gutes Geld verdient hat? 

Oder die Ethik von Alain Berset, 

eine Ex-Geliebte mittels seines 

Staatsapparats zum Schweigen zu 

bringen? Nein, Walder appellierte 

wohl an die Ethik, jene Mächtigen, 

Reichen und Schönen nicht zu 

kritisieren, in deren Glanz er sich 

so gerne sonnt.

Ringier-Ethik und 
Berset-Affäre 

DER PFAD FÜR EINE SOUVERÄNE SCHWEIZ

Sicherheit erhält nur in Freiheit ihren Wert
Seit über 100 Jahren kämpft die SVP für die Freiheit und Sicherheit der Schweizerinnern und Schweizer.  
Das ist zentral für ihr Parteiprogramm. Man muss sich aber immer bewusst sein, dass Sicherheit ohne Freiheit  
wertlos ist. 

Es ist der Kernauftrag unseres Staats­
wesens. Im Parteiprogramm der SVP ist 
dies sehr gut ausformuliert: «Wir er­
warten von unserem Rechtsstaat, dass 
er uns gegen innen und aussen Sicher­
heit gibt, damit jeder und jede sich in 
Frieden und Freiheit entfalten kann. 
Doch der Staat kümmert sich heute um 
alles Mögliche, aber viel zu wenig um 
seine Kernaufgabe: die Erhaltung der 
freiheitlichen Rechte des Volkes und 
den Schutz der Menschen vor Verbre­
chen und Verbrechern.»

Fetischisierte Sicherheit
Während die Sicherheit bei uns manch­
mal fast fetischisiert wird, geht die 
Freiheit oft unter. Dies ist auch gut in 
der Corona-Diskussion zu beobachten. 
Bei allen Notstandsmassnahmen muss 
immer wieder deutlich gemacht wer­
den, dass sie befristet sein müssen. Es 
braucht die Freiheitsperspektive. Der 
Tag der Freiheit muss bald kommen. 

An die Spitze dieser Forderungen 
hat sich diese Woche in der Schweiz 
das Gewerbe gesetzt. Ein so genannter 
Freedom Day  – er müsste nicht eng­
lisch benannt werden – soll im Februar 

stattfinden. Insbesondere sei die Zerti­
fikatspflicht in der aktuellen Situation 
unverhältnismässig und verfassungs­
widrig. «Der Grossteil der Bevölkerung 
hat sich angesteckt oder wird sich in 
den nächsten zwei Wochen anstecken, 
die Mehrheit davon ohne oder nur mit 
leichten Symptomen», sagte etwa Na­
tionalrat Thomas Matter an der Me­
dienkonferenz des Gewerbes und der 
bürgerlichen Parteien. Nun soll am 
2. Februar der Tag der Freiheit began­
gen werden. 

Es ist die Zeit gekommen, die Bevöl­
kerung, die Wirtschaft und all die be­
troffenen KMU wieder in die Freiheit 
zu entlassen. Freiheit und Sicherheit 
scheinen endlich wieder den Status zu 
erreichen, der nötig ist, die souveräne 
Schweiz zu erhalten. 

Dauerhaft weniger Freiheit?
Ein Land ohne Freiheit – nehmen wir 
einmal Nordkorea – kann noch so si­
cher sein. Das nützt ihm nichts. Denn 
Sicherheit ist nur durch Freiheit denk­

bar. Immer wieder wird die Schweiz 
für ihre wirtschaftliche und persönli­
che Freiheit gelobt. 

So belegt die Schweiz im kürzlich 
wieder veröffentlichten bekannten Frei­
heits-Index des amerikanischen Cato-
Instituts Platz eins. Die NZZ kommen­
tierte dies nachdenklich: «In dem 
Masse, in dem die Gefährlichkeit des 
Virus abnimmt, gilt es, die Rücknahme 
der Freiheitsbeschränkungen einzufor­
dern. Nur so lässt sich verhindern, dass 
die Krise dauerhaft in weniger Freiheit 
mündet.»

Freiheit und Unabhängigkeit werden 
immer mehr eingeschränkt  – auch 
durch bürokratische Vorschriften und 
Verbote. Vielleicht dienen einige Vor­
schriften der Sicherheit, zum Beispiel 
im Strassenverkehr. Oft hat man aber 
schlicht den Eindruck, es gehe um 
reine Schikanen.

Es ist eindeutig: Der Staat will immer 
die Freiheit zugunsten der Sicherheit 
einschränken. Weil das Volk jedoch in 
der direkten Demokratie Nein sagen 
kann und oft auch Nein sagen muss, 
können die Politiker erst weniger Geld 
ausgeben. Darum geht es uns allgemein 
weniger schlecht als in anderen Län­
dern.

Sinn der Sicherheit
Es wird auch in Zukunft die Leitschnur 
sein. Nur durch Freiheit werden wir die 
politischen Probleme lösen. Nur durch 
Freiheit wird demokratische Sicherheit 
gewährleistet. 

Und nur durch diese Freiheit und 
Unabhängigkeit bekommt die Sicher­
heit überhaupt einen Sinn. 

Christoph  
Mörgeli

Thomas Matter
Nationalrat SVP
Meilen

Die Schweiz braucht Innovation und Start-ups. Daher ist es schädlich, Jung- 
unternehmen steuerlich zu belasten, bevor der erste Franken erwirtschaftet ist. �
� Bild Pixabay

Die Bürokratie ist einer der ärgsten Widersacher der Freiheit. � Bild Pixabay

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär
Pfäffikon ZH
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Ärztefon vom schweren Start  
zum guten Ende?

Gerade zum richtigen Zeitpunkt oder nach 
langer Leidensgeschichte hat der Kantons-
rat Zürich über drei Parlamentarische 
Initiativen der Grün-Liberalen aus dem 
Jahre 2017 beraten und befunden. Die 
Geschichte der Notfall-Triagestelle, dem 
Ärztefon im Kanton Zürich, ist lang und 
bisweilen unrühmlich. Unsere Gesund-
heitsdirektorin Natalie Rickli hat von 
ihrem Vorgänger Thomas Heiniger (FDP) 
hier eine Altlast der besonderen Art über-
nommen. 

Ohne Ausschreibung und mit einer pau-
schalen Kostenübernahme, 50% Kantons- 
und 50% Gemeindeanteil, wurde die 
Übung zur Schaffung einer Triagestelle 
im Teil C. Notfalldienst des neuen Gesund-

heitsgesetzes etwas überhastet gestartet 
und durch den Kantonsrat verabschiedet. 
Schnell wurde allen Beteiligten klar, dass 
mit 10 Franken pro Einwohner und einer 
erwarteten Anzahl von 250 000 Anrufen 
pro Jahr, die Kosten viel zu hoch berech-
net und die bearbeiteten Anrufe uner-
reichbar sind. 

Lösungen mussten gefunden und die 
involvierten Player faktisch an den Ver-
handlungstisch gezwungen werden. In den 
letzten fünf Jahren wurden dann Schritt 
für Schritt Mängel angegangen und be-
hoben. Heute, nach zwei Jahren Corona-
Pandemie, leistet das Ärztefon einen her-
vorragenden Beitrag im Notfalldienst des 
Kantons Zürich. Die Kosten liegen zwi-
schen 3 und 4 Franken pro Einwohner 
und die Anzahl bearbeiteter Anrufe bei 
rund 200 000. Rückmeldungen gut, alles 
gut? Nicht ganz, die Kantonsratsmehr-
heit aus FDP, GLP und SVP hat am Mon-
tag beschlossen, dass eine Ausschreibung 
stattfinden und das gute Ende in dieser 
Sache somit noch warten muss …

 

AUS DEM KANTONSRAT

Fokusthema «Gesundheit» – aber mit zeitlich 
aufwendigen dringlichen Interpellationen von Rot-grün
SVP-Kantonsrat Rochus Burtscher stellte klar: «Wieder einmal eine hyperaktive Tendenz von Links. Wir haben 
möglicherweise eine kurzfristige Bugwelle, die es nun abzuarbeiten gilt. Aber ihr stellt schon wieder Forderungen auf 
Vorrat. Das zeigt eure Idee der temporären Stellenaufstockungen. Diese Interpellation war unserer Meinung nach  
nicht dringlich – lasst die Mitarbeitenden doch einfach arbeiten!»

Regierungsrätin Silvia Steiner verlas zu 
Beginn der Sitzung die Antwort des Re-
gierungsrates zur dringlichen Interpel-
lation «Viel zu lange Dauer der Bear-
beitung von Stipendiengesuchen» (KR 
Nr. 437 / 2021). Gemäss Erstunterzeich-
nerin Sibylle Marti SP (und Unterstütze-
rinnen von AL und Grünen), dauert die 
Bearbeitungszeit momentan über acht 
Monate. Das habe zur Folge, dass stipen-
dienberechtigte Personen zur Überbrü-
ckung in die Sozialhilfe gedrängt wer-
den würden. Silvia Steiner führte aus, 
dass das neue Stipendiengesetz vorü-
bergehend zu Mehraufwand führe, es 
bestehe eine neue Art der Bemessung 
der Bewertungsgrundlagen und man 
müsse zuerst Praxiserfahrung sammeln. 
Dies sei auch so vorhersehbar gewesen, 
dass entsprechende Massnahmen getä-
tigt wurden. Der Regierungsrat bedaue-
re aber, dass trotz umfassenden techni-
schen und personellen Sofortmassnah-

men, die Dauer verlängert wurde. Er 
ist zuversichtlich, dass sich die Frist 
nun wieder normalisieren werde. Üb-
rigens: Im Jahr 2021 wurden 15% mehr 
Gesuche eingereicht als noch im Jahr 
2020 – dies wohl als Corona-Effekt. 

Die zweite dringliche Interpellation 
betraf das Thema «Tiefenlager und Tie-
fengrundwasser». Dabei geht es um den 
noch offenen Standort für ein Tiefen-

lager. Urheber war auch hier die SP mit 
Unterstützung der Grünen, AL und GLP 
(KR Nr. 438 / 2021). Regierungsrat Mar-
tin Neukom hielt fest, dass das Tiefen-
grundwasser nichts mit dem Grund-
wasser oder unserem Trinkwasser zu 
tun hat. Das Tiefengrundwasser befin-
det sich mehrere 100 m unter der Bo-
denoberfläche und sei mineralisch, also 
salzig und somit nicht trinkbar. «Mir 
ist kein anderer politischer Prozess be-
kannt, der so komplex ist und so lange 
dauert, wie das Finden eines Standor-
tes für das Tiefenlager. Der Ablauf ist 
aber im Sachplan ‹geologisches Tiefen-
lager› definiert. Wir befinden uns in der 
3. Phase, in der letzten Etappe. Nach 
Ankündigung des Standortes durch die 
NAGRA im Herbst 2022 wird der Bun-
desrat frühstens im Jahr 2029 nach di-
versen weiteren Überprüfungen ent-
scheiden.» Der Kanton Zürich hat den 
Prozess kritisch begleitet und wird dies 
auch weiterhin tun, so Neukom. SVP- 
Kantonsrat Christian Lucek argumen-
tiert in seinem Votum klar und direkt: 
«Die Interpellanten sorgen sich mit dra-
matischen Worten um das Tiefengrund-
wasser. Alles in allem ist die Interpella-
tion ein Sturm im Tiefengrundwasser-
glas und hält wissenschaftlichen Krite-

WORTE DES FRAKTIONSPRÄSIDENTEN

Mobilisieren wird entscheidend 
Bereits sind die Stimmcouverts für 
die nächste Abstimmung vom Febru-
ar wieder in den Haushalten verteilt 
und warten darauf, ausgefüllt zu wer-
den. In einzelnen Städten und Gemein-
den finden demnächst Wahlgänge von 
Legislative und Exekutive statt. Erste 
Wahl- und Abstimmungsumfragen 
sind publiziert und weisen darauf hin, 
wer an diesen Umfragen mobilisieren 
konnte. 

Erfahrungsgemäss ist im Februar 
die Stimmbeteiligung tief und so wird 
das Mobilisierungspotenzial einmal 
mehr zum alles entscheidenden Er-
folgsfaktor. Was möglich ist, haben 
wir im letzten September 2021 gese-
hen: Beim CO2-Gesetz und den Agrar-
initiativen ist es uns gelungen, unsere 
Wählerinnen und Wähler aus der Re-
serve zu locken. Das muss der Mass-
stab sein auch für die kommenden Ab-
stimmungen und Wahlen. Natürlich 
ist es einfacher, wenn es um emotio-

nale Vorlagen geht. Das darf aber keine 
Entschuldigung sein, sondern soll viel-
mehr Auftrag und Motivation sein für 
uns alle. Es muss uns gelingen, auch 
bei Vorlagen, bei denen auf den ers-
ten Blick keine persönliche Betroffen-
heit mitschwingt, genau diese Verbin-
dung zu schaffen. 

Ein gutes Beispiel ist die Änderung 
der Stempelsteuer. Die Gegner der Ab-
schaffung der Emissionsabgabe wol-
len der Stimmbevölkerung weisma-
chen, dass der Grossteil der Bevölke-
rung nicht betroffen sei. Genau das 
Gegenteil ist der Fall: Dass der Staat 
eine Steuer einzieht, wenn wir Eigen-
kapital in ein Unternehmen investie-
ren, ist per se ein Unding. Damit wird 
indirekt honoriert, wer mit Fremdka-
pital finanziert. Der Staat setzt damit 
komplett falsche Anreize. Eine stabile 
Volkswirtschaft zeichnet sich ja gera-
de aus, dass die Unternehmen nicht 
zu stark verschuldet sind. Das hat ge-

rade auch die aktuelle Pandemie ge-
zeigt. Eigentlich müsste der Staat An-
reize setzen für Investitionen mit ei-
genem Kapital und sicher nicht das 
Gegenteil. 

Nur durch Wiederholung all der 
falschen Behauptungen der Gegner 
der Emissionssteuerabschaffung wer-
den diese nicht wahrer. 

Genau da müssen wir ansetzen, die 
Fakten bekannt machen und so direk-
te Betroffenheit auslösen. Nur so wird 
es uns gelingen, auch für diese Ab-
stimmungen unsere Wählerschaft zu 
mobilisieren.

von 
Martin Hübscher

Kantonsrat Christian Lucek bezeich- 
net die Interpellation als  
«Sturm im Tiefengrundwasserglas».

Daniela Rinderknecht
Kantonsrätin SVP
Wallisellen

Lorenz Habicher
Kantonsrat SVP
Zürich

FRAKTIONSERKLÄRUNG

Replik zur Fraktionserklärung der Grünen  –  
Thomas Forrer
Die Ankündigung der FDP-Parteileitung, auf das Verbot von Kernkraftwerken zurückzukommen, hat erwartungsgemäss 
die Grünen auf den Plan gerufen, welche mit einer polemischen Fraktionserklärung im Kantonsrat nur Schimpf und 
Schande für diese Kehrtwende der FDP übrig hatten.

Dies durfte nicht unwidersprochen blei-
ben. Fraktionsvizepräsident und Leader 
der SVP in der Kommission für Energie, 
Verkehr und Umwelt, Christian Lucek, 
konterte seinerseits in einer spontanen 
Fraktionserklärung. Bislang wurde im 
Kantonsrat unermüdlich das Klima-
evangelium gepredigt, als Hauptübel 
für unseren Planeten gilt der CO2-Aus-
stoss, welchen es um jeden Preis zu 
senken gilt.

Nun ist eben gerade die Kernenergie 
die einzige Stromquelle, welche stetig, 
auch wenn es bewölkt und windstill ist, 
in genügendem Umfang Bandenergie 
liefern kann. Dies ist gerade mit dem 

Ausbau von erneuerbaren Energien, 
welche unregelmässigen Flatterstrom 
liefern, umso wichtiger. Diesen Band-
strom künftig mit Gaskraftwerken zu 
erzeugen, was ziemlich sicher eintref-
fen wird, kann ja kaum im Interesse 
der Klimaapostel sein – ganz zu schwei-
gen von der Abhängigkeit von Gaslie-
ferungen, zum Beispiel mit dem SPD-
Projekt Nord Stream II, aus Russland.

Dass das Thema Energieversorgung 
ganz nach oben auf die politische Agen-
da gehört, ist klar. Zu den sicherheits-
politischen Hauptrisiken zählt seit Län-
gerem an erster Stelle die Gefahr einer 
Pandemie: nun das hätten wir. Als zwei-

te Hauptbedrohung gilt eine längerdau-
ernde Strommangellage. Angesichts 
der gravierenden Auswirkungen ist es 
mehr als berechtigt, sich Gedanken 
zur zuverlässigen Energieversorgung 
zu machen.

In diesem Sinne begrüssen wir na-
türlich die Überlegungen der FDP aus-
drücklich. Das Ablehnen von Techno-
logieverboten ist schliesslich auch zu 
tiefst liberal, es ist zu hoffen, dass die 
FDP mit einer vernünftigen Energiepo-
litik wieder zu einem ernst zu nehmen-
den bürgerlichen Partner wird.

Christian Lucek, Kantonsrat SVP, Dänikon

WECHSEL IM ZÜRCHER KANTONSRAT

Karl-Heinz Meyer neu im Zürcher 
Kantonsrat
Am Montag, 17. Januar 2022, trat der Neeracher SVP-Politiker Karl-Heinz  
Meyer sein Amt als Mitglied des Zürcher Kantonsrats an. Er ersetzt  
Beat Huber (Buchs), der seinen Rücktritt aus dem Kantonsrat bekannt gab.

de. Bei den Gesamterneuerungswahlen 
2019 wurde Meyer mit einem sehr gu
ten Ergebnis auf der Liste der Schwei-
zerischen Volkspartei des Wahlkreises 
Dielsdorf auf den ersten Ersatzplatz ge-
wählt. Mit dem Rücktritt des Kantons-
rats Beat Huber übernimmt Meyer nun 
den frei gewordenen Sitz. 

In seiner rund zehnjährigen politi-
schen Laufbahn als Gemeinderat der 
Gemeinde Neerach und zahlreichen En-
gagements in Wirtschaft, Politik und 
Sport sammelte Meyer wertvolle Erfah-
rungen für sein neues Amt auf kanto-
naler Ebene. «Ich freue mich, mit Karl-
Heinz Meyer einen kompetenten, grad-
linigen und engagierten Nachfolger im 
Zürcher Kantonsrat zu wissen», sagt der 
scheidende Buchser Beat Huber.

Für einen starken Wirtschafts
standort Zürich
Als selbstständiger Unternehmer kennt 
Meyer die Bedürfnisse und Herausfor-
derungen der Wirtschaft aus erster 
Hand. Im Kantonsrat setzt er sich da
her zukünftig insbesondere für stabile 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
und starke KMU ein. «Mein politischer 
Schwerpunkt liegt auf dem Abbau bü-
rokratischer Hürden, massvollen Steu-
erausgaben und einer leistungsfähigen 

Verkehrsinfrastruktur, die Verkehrsträ-
ger nicht gegeneinander ausspielt», so 
Meyer. Dank seinem starken Bezug zum 
Zürcher Gewerbe und seinen Erfahrun-
gen als Finanzvorstand der Gemeinde 
Neerach bringt Meyer viel Kompetenz 
und Sachwissen mit.

Starker regionaler Bezug
Als langjähriger Kommunalpolitiker im 
Bezirk Dielsdorf wird sich Karl-Heinz 
Meyer auch auf kantonaler Ebene für 
die Anliegen der Dielsdorfer Bürgerin-
nen und Bürger stark machen. Beispiels-
weise bei der Verkehrsplanung: Die ge-
plante Verlegung der wichtigen Ver-
kehrsachsen zwischen Dielsdorf und 
Höri sowie Niederglatt und Neerach will 
Meyer im Kantonsrat kritisch begleiten. 
Meyer, der kommunal weiterhin als Ge-
meinderat der Gemeinde Neerach wirkt, 
behält damit einen starken regionalen 
Bezug. «Ich vertrete die Anliegen der 
Leute hier vor Ort. Auch beim Thema 
Fluglärm muss sich endlich etwas tun. 
Eine Pistenverlängerung, wie sie vom 
Regierungsrat unterstützt wird, kommt 
für mich daher nicht infrage», stellt 
Meyer klar, der sich im Leistungsaus-
schuss der IG-Nord einbringt. Er freut 
sich auf die anstehenden Debatten im 
Rat und seinen Amtsantritt.

Über Karl-Heinz Meyer
Karl-Heinz Meyer (59) stammt aus 
einer Gewerbefamilie und begeister-
te sich bereits früh für die Politik. 
Nach einer Lehre als Maschinenme-
chaniker und einer Ausbildung zum 
Offizier der Schweizer Armee stu-
dierte er am Abendtechnikum Masch. 
Ing. HTL und machte sich 2000 als 
Unternehmer selbstständig. Meyer 
ist verheiratet, Vater von zwei Kin-
dern und lebt in Neerach, wo er sich 
als Gemeinderat seit 2012 politisch 
im Dorf engagiert.

rien nicht stand. Sie unterstellen der 
NAGRA, dass sie die Schutzziele zu 
wenig oder gar nicht beachten würde. 
Dies ist schlicht falsch! Bereits im Früh-
ling darf ein neuer umfassender Bericht 
der NAGRA diesbezüglich erwartet 
werden. Der Schutz gilt dabei dem für 
die Trinkwasserversorgung nutzbaren 
Trinkwasser!». 

Beide Geschäfte waren nach der fast 
90-minütigen Diskussion erledigt. Da-

nach ging es weiter mit den Geschäf-
ten im Bereich Gesundheit, wobei das 
Geschäft betreffend die Ausschreibung 
und den Betrieb der Triagestelle zur 
Koordination der Notfalldienste und 
Patientenvermittlung – das sogenann-
te Ärztefon – am meisten zu reden gab. 
Dazu äussert sich Kantonsrat und KSSG-
Leader (Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit) Lorenz Habicher 
im dazugehörigen Kommentar.
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hochfähige und intelligente schweize-
rische Staatssekretär, Prof. Dr. Franz 
Blankart, den Pro-Standpunkt glänzend 
vertrat. Ohne diese denkwürdige Ver-
sammlung im Albisgüetli hätte der Ab-
stimmungskampf einen anderen Ver-
lauf genommen.

Und so geschah es: Das Stimmvolk 
entschied sich am 6. Dezember 1992 
mit einem NEIN-Anteil von 50,3 Pro-
zent gegen die Vorlage. Zwei Drittel 
der Kantone verwarfen den EWR eben-
falls. Die Stimmbeteiligung von 78,7 
Prozent war die höchste seit vielen Jahr-
zehnten und wurde seitdem nie mehr 
übertroffen. Schimpf und Schande, die 
im Abstimmungskampf auf die SVP nie-
dergeprasselt sind, haben sich gelohnt. 
Das Albisgüetli ist nichts anderes als 
das zweite Rütli, ein Kraftort der unab-
hängigen Schweiz.

2021: Rahmenabkommen vom Tisch
Der vierte Gedenktag der Schweizer Ge-
schichte, der 26. Mai 2021, wäre ohne 
den derzeitigen Bundesrat undenkbar. 
Wir danken dem Bundesrat dafür, dass 
er den Mut und die Kraft hatte, das un-
selige Institutionelle Abkommen mit 
der EU – den Rahmenvertrag – zu be-
erdigen. Wir danken dem Schweizer 
Aussenminister, dem derzeitigen Bun-
despräsidenten Ignazio Cassis, dass er 
diesen Entscheid vorbereitet und mit-
getragen hat!

Wie am 6. Dezember 1992 wurden 
wir am 26. Mai 2021 von einem erneu-
ten Kolonialvertrag befreit. Im Namen 
des Gesamtbundesrates überbrachte der 
damalige Bundespräsident Guy Parme-
lin der EU diese Botschaft. Es war eine 
Freude: Da stand er, der einfache Waadt-
länder Weinbauer, und teilte der EU 
mit nüchternen Worten mit, dass sich 

die Schweiz und die EU über das vorlie-
gende Institutionelle Abkommen nicht 
einigen könnten. Die Schweiz beende 
darum die entsprechenden Verhand-
lungen, werde aber weiterhin gutnach-
barschaftliche Beziehungen pflegen.

Klarheit mit der EU schaffen
Bundespräsident Parmelin durfte in 
Brüssel allerdings nicht erklären, dass 
die Schweiz, bei aller Freundschaft, kei
ne Kolonialverträge eingeht, dass die 
Schweiz keine fremden Gesetzgeber 
und keine fremden Richter akzeptieren 
wird, weil damit die Schweizer Bürger 
als Gesetzgeber ausgeschaltet würden 
und dies die Freiheit und Sicherheit 
verunmöglichen würde.

Das Grundübel – die Preisgabe der 
Selbstbestimmung – als Ablehnungs-
grund des Rahmenvertrages brachte 
der Bundesrat nicht über die Lippen. 
Darum entwickelt sich die Fortsetzung 
als neuer Irrläufer. Erneut in Richtung 
Kolonialvertrag.

Herr Bundespräsident Cassis, bitte 
geben Sie der EU bekannt: Die Schweiz 
schliesst keine Kolonialverträge mit 
fremden Gesetzgebern und fremden 
Richtern!

Das gäbe Ruhe und Sicherheit.

Freiheit, Sicherheit und 
Unabhängigkeit
Freiheit und Sicherheit wurde unseren 
Ahnen nicht in die Wiege gelegt. Sie 
mussten es über Jahrhunderte in schwe-
ren Kämpfen erringen. Darum geht es 
seit Jahrzehnten im Albisgüetli: Um 
eine sichere Zukunft in Freiheit, wie es 
der frühere hochverdiente SVP-Stadt-
parteipräsident und Alt Nationalrat 
Walter Frey als Parteimotto weitsich-
tig propagierte.

Auch unsere dauernd bewaffnete 
Neutralität dient der Freiheit und der 

Sicherheit. Daher hat die SVP keine 
Freude, wenn die Schweiz demnächst im 
UNO-Sicherheitsrat mittun will, wenn 
sie über Krieg und Frieden, wenn sie 
über Boykottmassnahmen und über die 
Hungerwaffe beschliesst und damit 
unsere Neutralität gefährdet.

Wir verurteilen auch die ständigen 
Einmischungen aus Bundesbern in die 
Angelegenheiten anderer Länder.

Und wir wissen: Unsere Unabhängig-
keit muss verteidigt werden. Darum 
braucht es eine Armee. Lasst Euch nicht 
in eine Diskussion über die verschiede-
nen Fliegertypen verwickeln! Wir brau-
chen den F-35, weil wir den Schutz der 
Sicherheit und Freiheit unserer Bür-
gern gewährleisten müssen. Die Gegner 
sind alle vaterlandslose Gesellen: Sie er-
zählen den Bürgern einen Stuss über 
angeblich bessere Flieger. Aber sie wol-
len nicht ein anderes Flugzeug, son-
dern die Armee abschaffen! Sie lassen 
die Menschen schutzlos. 

SVP verhindert Stromkollaps
Ein Hauptrisiko in unserem Land ist ein 
Risiko, das unsere Politiker selber ge-
schaffen haben, nämlich ein drohender 
Stromkollaps in zwei bis drei Jahren. 
Wir benötigen eine zuverlässige Ver-
fügbarkeit von sicherem, genügendem 
und kostengünstigem Strom  – der 
Schlüsselenergie. Wenn wir diesen nicht 
haben, ist die Wohlfahrt, die Sicherheit 
und die Freiheit unmöglich.

Gut, dass die SVP das Heft in die 
Hände nimmt. Ohne Gegensteuer ver-
schlimmert die eigene Schweizer Poli-
tik die Situation täglich: Sie beschliesst 
einerseits, überall den Stromverbrauch 
zu erhöhen und andere Energie durch 
Strom zu ersetzen. Man reisst Ölhei-
zungen raus, ersetzt diese mit Wärme-
pumpen, d.h. mit Strom, stellt den Ver-
kehr auf Elektroautos um und tut nichts 

gegen das massive Bevölkerungswachs-
tum. Andererseits werden gut laufen-
de Kernkraftwerke abgeschaltet trotz 
steigendem Stromverbrauch. Der Irr-
sinn führt nicht in eine Krise, sondern 
in eine Katastrophe.

Darum ist  – wie in Kriegszeiten  – 
unverzüglich ein Stromgeneral zu be-
stimmen, der bis Mitte 2022 Lösungs-
vorschläge für die Landesversorgung 
mit genügender, sicherer, kostengüns-
tiger, eigenverantwortlicher elektri-
scher Energie erarbeitet und einen An-
trag für das weitere Vorgehen stellt.

Wahlen
Wir stehen vor Wahljahren und es 
braucht die SVP dringend. Dank der 
SVP sind die schlimmsten Lockdown-
Massnahmen in der Schweiz verhindert 
worden. 

So sind die Ausgaben und die Schul-
den der Eidgenossenschaft trotz Covid-
19 nicht in astronomische Höhen ge-
klettert. Wir danken dafür vor allem 
auch unserem Finanzminister Ueli 
Maurer! Auch der Kanton Zürich hat 
die Krise recht gut gemeistert. Ich habe 
in der Covid-Pandemie die staatlichen 
Präventionsmassnahmen im Kanton 
Zürich nicht als Privilegierter, sondern 
als ganz normaler Senior mit etwas er-
höhtem Risiko miterlebt. Was die In-
formation, Anmeldung und Durchfüh-
rung der Impfaktionen betrifft, habe 
ich einen sehr günstigen Eindruck er-
halten. Das Zürcher Gesundheitswesen 
ist mit Regierungsrätin Natalie Rickli 
in guten Händen! Danke Natalie, mach 
so weiter. Auch gut gemeistert hat es 
der Kanton Zürich in finanz- und wirt-
schaftspolitischer Sicht. Dies nicht zu-
letzt dank der ruhigen, überlegten und 
unaufgeregten Politik unseres Zürcher 
Finanzdirektors Ernst Stocker. Danke 
auch Dir, Ernst!

Den Zürcher Regierungsräten der 
bürgerlichen Parteien und insbesonde-
re den Freisinnigen im Rückblick auf 
die Ständeratswahlen sollte klar sein: 
Die bürgerliche Zusammenarbeit muss 
künftig wieder Normalfall sein!

Bei den Wahlen müssen SVP, FDP, Die 
Mitte (CVP) zusammenhalten, sonst ge-
winnt Rot-Grün!

Überall, wo die Schweiz blüht und 
gedeiht, hat das Bürgertum dafür ge-
sorgt  – und hat das Bürgertum die 
Rechnungen bezahlt.

So wünsche ich Ihnen fürs 2022 ein 
helles Licht am Ende des Tunnels. Ich 
sehe es schon! Und unserem Volk eine 
sichere Zukunft in Freiheit!

	– Es lebe die Schweiz!
	– Vive la Suisse!
	– Viva la Svizzera!
	– Viva la Svizra!

Fortsetzung von Seite 1

Christoph Blocher appelliert klar: «Herr 
Bundespräsident Cassis, bitte geben Sie 
der EU bekannt: Die Schweiz schliesst 
keine Kolonialverträge mit fremden 
Gesetzgebern und fremden Richtern!»

AUSZUG AUS DER GEGENREDE VON BUNDESPRÄSIDENT 
IGNAZIO CASSIS

«Ein InstA 2.0 wird es nicht geben»
Der Bundespräsident trat am Albisgüetli nach einem internationalen Mara- 
thon auf. In Genf traf er zuvor gleichentags die Aussenminister der USA und 
Russlands, nachdem er am Donnerstag in Berlin empfangen worden war.

«In meiner letzten Rede hier vor vier 
Jahren war das Rahmenabkommen 
in aller Munde. Damals sagte ich zu 
Ihnen: ‹Kommen wir [beim InstA] zu 
keinem Ergebnis innerhalb der fest-
gelegten Leitplanken, wird es keinen 
Deal mit der EU geben. Punkt. Wir 
sind zu nichts verpflichtet und wir 
können frei entscheiden!›

Und wir haben entschieden. Sie wis-
sen es, der Bundesrat hat im Mai letz-
ten Jahres beschlossen, die Verhand-
lungen zu einem Rahmenabkommen 
zu beenden. Für viele unter Ihnen ein 
logischer Entscheid. Für den Bundes-
rat war dieser Entscheid aber alles an-
dere als einfach. Persönlich habe ich 
mich für eine gute Lösung eingesetzt. 
Aber ich musste auch am Schluss ein-
sehen, dass es schlicht nicht reicht. 
Die EU war nicht bereit, uns diejeni-
gen Zugeständnisse zu machen, die 
in der Schweiz für eine mehrheitsfä-
hige Lösung benötigt waren. Zu gross 
waren die Differenzen in den Berei-
chen des Lohnschutzes, der Unions-
bürgerrichtlinie und der staatlichen 
Beihilfen. 

Weithin geregelte stabile 
Beziehungen mit der EU
Die Frage ist nun: Wie geht es jetzt 
weiter? Oder wie es einer meiner Ge-
sprächspartner gestern in Berlin er-
frischend locker formulierte: ‹Wie 
kommt ihr denn mit der EU klar?› 

Nun, ich habe ihm gesagt, was ich 
auch Ihnen hier auch sage: Der Bun-
desrat will weiterhin geregelte und 
stabile Beziehungen zur EU. Sie sind 
viel zu wertvoll, als dass wir sie ein-
fach infrage stellen. Vergessen Sie 
nicht: Es geht auch um einen tägli-
chen Warenaustausch von einer Mil-
liarde Franken. Wir wollen die lang-

jährigen und für beide Seiten vorteil-
haften Beziehungen mit der EU fort-
führen, stabilisieren und, wenn im 
gegenseitigen Interesse, auch aus-
bauen. 

Aber wie genau? Der Bundesrat ist 
derzeit daran, das zu definieren. Mein 
Kollege im Saal weiss, wovon ich 
spreche. Und Sie, liebe Anwesenden, 
haben sicher Verständnis, dass ich 
hier nicht mehr dazu sagen kann. 
Eines kann ich Ihnen aber sagen: Ein 
InstA 2.0 wird es nicht geben. 

Und es ist wichtig, dass wir bei aller 
Emotionalität, die das Thema ja durch-
aus auch bietet, stets bei den Fakten 
bleiben. Diese nüchtern analysieren 
und dann verantwortungsvoll einen 
neuen Weg einschlagen. Auch das 
habe ich bei meinen Gesprächspart-
nern in Berlin gut gespürt.»

Gesamtvideo  
Albisgüetli-Tagung

Bundespräsident Ignazio Cassis: «Es 
ist wichtig, dass wir bei aller 
Emotionalität, die das Thema ja 
durchaus auch bietet, stets bei den 
Fakten bleiben.»

KERNAUSSAGEN 

Grusswort von Parteipräsident Benjamin Fischer

Zu Covid
Seit zwei Jahren muss der Staat eine 
gefährliche Seuche bekämpfen. Es gilt 
auch hier das so viel beschworene Ver-
hältnismässigkeitsprinzip. Es ist immer 
ein Abwägen von Sicherheit UND Frei-
heit. Doch der Staat ist NICHT für die 
Gesundheit des Einzelnen verantwort-
lich. Weder kann und schon gar nicht 
soll er diese Verantwortung wahrneh-
men. Ein Staat, der die Eigenverant-
wortung seiner Bürger an sich reisst, 
wird in der Konsequenz jeden Lebens-
bereich diktieren und überwachen. 

Das ist riskant, denn einmal verlore-
ne Freiheit zurückzugewinnen, ist ein 
Vielfaches schwerer, als seine Freiheit 
zu verteidigen. Es geht in der aktuel-
len Krise gar nicht so sehr darum, ob 
man einzelne freiheitseinschränkende 

Massnahmen richtig oder falsch findet. 
Viel wichtiger ist die grundsätzliche 
Frage, wie weit der Staat gehen darf 
und wie viel Machtkonzentration noch 
gesund ist.

An den Bundespräsidenten
Herr Bundespräsident Cassis: Gehen Sie 
als derjenige Bundespräsident in die 
Schweizer Geschichte ein, in dessen 
Amtszeit diese massiven Eingriffe in 
unsere persönliche Freiheit endlich be-
endet werden und wir zur Normalität 
zurückkehren. Als Liberaler kennen 
Sie ja den Grundsatz: So viel Staat wie 
nötig, so wenig Staat wie möglich. Auf 
dem Weg zurück zur Normalität kön-
nen Sie auf die SVP zählen. 

Herr Bundespräsident, wir Deutsch-
schweizer haben es Ihrem Südkanton 

nicht immer leicht gemacht. Der erste 
Tessiner Bundesrat, der Freisinnige 
Stefano Franscini, wurde 1854 vom 
Parlament erst im 23. Wahlgang wie-
dergewählt! 

Herr Bundespräsident Cassis, ich ga-
rantiere Ihnen, dass IHNEN das nicht 
passieren wird. Wenn es nach der SVP 
geht, verdienen Sie die Wiederwahl im 
ERSTEN Wahlgang! 

Besinnung auf unsere  
Grundsätze
«Seit über hundert Jahren kämpft die 
Schweizerische Volkspartei des Kan-
tons Zürich – die Partei des Mittelstan-
des  – für die Freiheit und Sicherheit 
unserer Bürgerinnen und Bürger.» So 
lautet die Einleitung zu unserem Par-
teiprogramm. 

Leider geht diese einfache, aber be-
deutungsvolle Kernbotschaft im Lärm 
der aktuellen Tagespolitik zu häufig 
unter. Vor allem Behördenvertreter 
und Amtsträger verzetteln sich allzu 
leicht und verlieren den Blick für das 
Wesentliche. 

Umso wichtiger ist es, dass wenigs-
tens wir den Kompass nicht verlieren 
und uns auf unsere Grundsätze besin-
nen. Freiheit und Sicherheit.

STEFANO FRANSCINI – ERSTER TESSINER BUNDESRAT

Aufstiegsmöglichkeiten in  
der Schweiz gepackt
Als Kind von Tessiner Bauern, die in 
einfachsten Verhältnissen im damals 
abgelegenen Bodio lebten, war Stefa-
no Franscini (1797–1858) nicht an der 
Wiege gesungen, wie weit er es brin-
gen würde. Mit viel Fleiss und kombi-

niert mit autodidaktischem Engage-
ment holte er sich das Rüstzeug, um 
vorerst als Lehrer in der Sonnenstube 
der Schweiz zu wirken. Sein Weg bis 
ins höchste politische Amt des jungen 
Bundesstaates zeigt, dass soziale Mo-
bilität unabhängig von Herkunft und 
Sprachzugehörigkeit seit Anbeginn 
zur DNA der Schweiz gehört. Dass eine 
der wichtigsten Voraussetzungen hier-
für der Zugang zu Bildung ist, wusste 
Franscini aus eigener Erfahrung und 
setzte sich als Magistrat vehement da
für ein: Es ist vor allem in der Deutsch-
schweiz wenig bekannt, dass auch er, 
der im Schatten des grossen Alfred 
Escher und anderer Mitstreiter stand, 
die Gründung des Eidgenössischen 
Polytechnikums energisch vorantrie-
ben hat.

Für Benjamin Fischer steht fest: «Vor 
allem Behördenvertreter und 
Amtsträger verzetteln sich allzu leicht 
und verlieren den Blick für das 
Wesentliche.»

Bild Wikipedia
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VON MILIZPARLAMENT KANN NICHT MEHR DIE REDE SEIN

Stoppt das Berufsparlament!
Um auch in Zukunft als eigenständiges, erfolgreiches Land zu bestehen,  
müssen wir es besser machen als die anderen. Doch unser Parlament  
produziert immer mehr Bürokratie, immer höhere Ausgaben, immer 
weltfremdere Beschlüsse. 

Die Parlamentarier haben viel zu viel 
Zeit für immer neue Gesetze, Vor-
schriften und Verbote. Diese müssen 
beraten und an vielen Sitzungen be-
schlossen werden. Das gibt immer 
mehr Sitzungsgeld. Jede Parlamenta-
rische Initiative, die in einer Kommis-
sion diskutiert wird, spült dem betref-
fenden Parlamentarier ein Taggeld in 
die Kasse, sofern er der Kommission 
nicht ohnehin angehört. Seither ist 
die Zahl der Parlamentarischen Initi-
ativen explodiert. 

Wenn einem Nationalrat 140 000 
Franken und einem Ständerat 160 000 
Franken bezahlt werden, kann man 
nicht mehr im Ernst von einem Miliz-
parlament reden. Es wäre Zeit für eine 
Volksinitiative mit dem Titel «Schluss 
mit dem Berufsparlament». Das Par-

lament wäre so zu organisieren, dass 
ein Parlamentarier höchstens ein 
Drittel der jährlichen Arbeitszeit für 
die parlamentarische Tätigkeit ver-
wenden muss. 

Entsprechend müsste die Parla-
mentarierentschädigung auf total 
ein Drittel eines durchschnittlichen 
Schweizer Jahreslohns festgesetzt 
werden.

Wenn nur ein Drittel der Arbeits-
zeit aufgewendet werden müsste, 
würden wieder mehr fähige Leute, vor 
allem mehr Unternehmer, Gewerbe-
treibende und Selbstständigerwerben-
de ins Parlament gehen. 

Als Berufspolitiker kann man sich 
in Verwaltungsräten und Verbänden, 
die im Zusammenhang mit dem poli-
tischen Mandat stehen, beschäftigen. 
Damit haben wir immer mehr ver-
kappte Berufspolitiker. 

Das sollten wir mit einer Volksini-
tiative ändern, am besten auf über-
parteilicher Basis. Wir hätten dann 
ein besseres, effizienteres Parlament 
und für das Volk weniger einschrän-
kende, freiheitsfeindliche Gesetze.

DELEGIERTENVERSAMMLUNG DER SVP DES KANTONS ZÜRICH IN KLOTEN

3 × NEIN und 1 × JA
Zu den vier nationalen Vorlagen fassten die Delegierten der SVP des Kantons Zürich ihre Parolen: NEIN zur 
Tierversuchstverbots-Initiative, Nein zum Tabakwerbeverbot, Ja zur Abschaffung der Emissionsabgabe und Nein zum 
Massnahmenpaket zugunsten der Medien. Die Parolen decken sich somit exakt mit jenen der SVP Schweiz.

Namens der Gastgeber begrüssten der 
Klotener SVP-Sektionspräsident Thomas 
Schneider und Stadtpräsident René 
Huber die 143 aus dem ganzen Kanton 
angereisten Delegierten. 1970 wurde 
Kloten zur Parlamentsgemeinde. Seit 
1982 ist die SVP dort die stärkste Partei 
und seit 28 Jahren stellt sie das Stadt-
präsidium. Ein Selbstläufer werden die 
anstehenden Erneuerungswahlen auf 
kommunaler Ebene gleichwohl nicht. 
«Der linksgrüne Agglo-Druck ist auch 
bei uns stark spürbar», monierte Huber. 
Das ist von Belang. Denn zählt man 
Wohnbevölkerung und Arbeitsplätze 
(Stichwort Flughafen) zusammen, be-
legt Kloten im ganzen Kanton den drit-
ten Platz hinter den Grossstädten Zü-
rich und Winterthur. 

Covid-Massnahmen nun 
endlich beenden
Benjamin Fischer unterstrich als Kan-
tonalparteipräsident in seinem Einlei-
tungsreferat zu Sicherheit und Freiheit 
insbesondere, dass es nun endlich Zeit 
für die Beendigung der Covid-Massnah-
men sei.

Die Delegierten bestimmten danach 
einstimmig Eduard Boxler, Marcel Suter 
und Michele Romagnolo zu Stimmen-
zählenden.

Tierversuchsverbots-Initiative 
bachab schicken
Als erste Vorlage stellte Nationalrat 
Martin Haab die Tierversuchsverbots-
Initiative vor. Sie würde einer Zweiklas-
senmedizin Tür und Tor öffnen. Zudem 
wäre sie mit geltenden internationa-
len Regeln nicht kompatibel. Und sie 
hätte auch negative Auswirkungen auf 
die Landwirtschaft. 

Schon heute verfügt die Schweiz über 
das strengste Tierschutzgesetz. Natio-
nalrat und Ständerat (bei zwei Enthal-
tungen) empfehlen ein wuchtiges Nein. 
Das sehen auch die Delegierten der 
Kantonal-Zürcher SVP so. Grossmehr-
heitlich (mit einer Gegenstimme) emp-
fehlen sie, die Initiative an der Urne 
bachab zu schicken.

Gute Gründe gegen Tabak- 
werbeverbot 
Kantonsrat Ueli Bamert erläuterte die 
Argumente gegen die Initiative «Ja 
zum Schutz der Kinder und Jugendli-
chen vor Tabakwerbung». Wenn – wie 
die Initiative fordert – Kinder und Ju-
gendliche keinerlei Tabakwerbung mehr 
ausgesetzt sein sollen, kommt das ei
nem umfassenden Werbeverbot (print 
und online) gleich. Des Weiteren wäre 
die Initiative wirtschaftsfeindlich. Viele 
Events würden für Besucher teurer, 
weil z.B. das unterbundene Sponsoring 
von Festivals teurere Tickets bedeutet. 
Die Delegierten fassten auch hier gross-
mehrheitlich (bei 3 Ja-Stimmen und 2 
Enthaltungen) die NEIN-Parole.

Weg mit der Emissionsabgabe
Nationalrat Thomas Matter begründe-
te fundiert, warum die Änderung des 
Bundesgesetztes über die Stempelabga-
ben zu befürworten ist. Unternehmen 
sollen neues Kapital aufnehmen kön-
nen, ohne darauf Steuern zu zahlen – 
bevor auch nur ein einziger Franken 
erwirtschaftet ist. Das dient insbeson-
dere jungen, wachstumsstarken Unter-
nehmen, die noch kein finanzielles 
Polster haben. 

Wenn übrigens die Aufstockung von 
Eigenkapital fiskalisch belastet wird, 
fördert das die Aufnahme von Fremd-
kapital bzw. eine höhere Verschuldung. 

Das ist mit Blick auf die Solidität der 
Unternehmen in keiner Weise zu be-
grüssen. Die Delegierten fassten dar-
auf unisono und ohne Enthaltungen 
die JA-Parole.

Medienförderung unnötig und 
demokratiegefährdend
Chancenlos blieb auch das Bundesge-
setz über ein Massnahmenpaket zu-
gunsten der Medien. Die Optik von Na-
tionalrat Gregor Rutz setzte sich klar 
durch. Der Staat kann (nicht noch 
mehr) zum Selbstbedienungsladen wer-
den. Vor allem setzt die Meinungsäus-
serungsfreiheit unabhängige Medien 
voraus. Medien sind keine staatlichen 
(planwirtschaftlichen) Organisationen, 
sondern im gegenseitigen Wettbewerb. 
Strukturwandel und technischer Fort-
schritt sind positiv. Es ist nicht am Staat, 
Medien unter die Arme zu greifen, die 
damit Mühe bekunden. Über die Qua-
lität der Medien entscheiden die Kun-
den, sprich die Nutzer bzw. Leser, und 
das ist gut so. Das Votum der Delegier-
ten fällt entsprechend klar aus: Sie 
empfehlen einstimmig die Ablehnung 
der Medienförderungsgesetzes.

Abschliessend stellte Säckelmeister 
Domenik Ledergerber das Budget der 
SVP des Kantons Zürich für das Jahr 
2022 vor. Die Mitgliederbeiträge und 
das Budget genehmigten die Delegier-
ten danach einstimmig. 

 

 

  Einladung  
   zum gemütlichen  

  Raclette-Abend 
 

mit den Mitgliedern, 
Behördenvertretern, 
Sympathisanten und 
Gästen aus der SVP-Politik 

 

Datum:  Freitag, 4. Februar 2022 
Beginn:  19.00 Uhr 
Ort:   Rotblattstübli, Esslingen 
 
Für das Essen (à discretion mit 
Dessert) wird ein Pauschalbetrag von 
CHF 28.–pro Person erhoben. 

 
Anmelden bis spätestens Dienstag, 1. Februar 2022 bei: 
Ueli Pfister 
via WhatsApp, SMS, Tel: 076 547 27 56 
oder Mail: ueli.pfister@8133.ch 
 
Wir freuen uns auf zahlreiches Erscheinen. 
 
Freundliche Grüsse 
SVP Egg 

INSERAT

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP
Herrliberg

Die glücklichen Gewinner der Hauptpreise:

1. Preis E-Bike Bulls E-Stream 750 W im Wert  
von Fr. 6199.00: Maja Hübscher, Bertschikon;  
gesponsert von Kurt Zollinger, Stäfa
2. Preis V-Zug Waschmaschine Adora V2000 
im Wert von Fr. 2230.00: Philip Ohlin, Kilchberg;  
gesponsert von Schreinerei Rütschi, Mönchaltorf
3. Preis Fahrt mit dem Glacier-Express im Wert  
von Fr. 1950.00: Franz Scherrer, Uster (links im Bild) 
gesponsert von PAMAG Metallbau AG, Marthalen

An der Afterparty genehmigte sich  
der Hauptredner im Austausch mit 
Mitgliedern der Jungen SVP einen 
wohlverdienten Feierabenddrink.

Nach den Musikeinlagen des Christoph Walter Orchestra waren die Rufe nach 
einer Zugabe selbstverständlich.

Alle Fotos zur Albisgüetli-Tagung auf Seite 4 und 5 sind von Werner Rüegg.

Die vielen blauen Stimmrechtskarten zeigen die Eintracht der Delegierten.  
� Bild Marcel Herrmann

Unter der Leitung des Tombola-
Verantwortlichen Benno Müller wurde  
an der diesjährigen Albisgüetli-Tagung 

wiederum eine aussergewöhnlich  
reichhaltige Tombola geboten.
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KANDIDATEN DER SVP SCHLIEREN FÜR DIE GEMEINDERATS- UND STADTRATSWAHLEN VOM 13. FEBRUAR 2022

Mit Selbstbewusstsein und Respekt in den Wahlkampf
Wir streben wieder die Zahl EINS (momentan Liste 2) an. Wir decken das gesamte Spektrum der Schlieremer 
Bevölkerung ab, von Jung bis Senior, von Urschweizer bis Neuschweizer. Mit Respekt übernehmen wir Verantwortung  
für unsere Stadt. Wir stellen uns vor.

Die Kandidaten der SVP Schlieren für 
den Stadtrat und für den Gemeinderat 
gehen selbstbewusst und mit Respekt 
in diesen Wahlgang. An der Urne wird 
am 13. Februar 2022 entschieden, wer 
in den Stadtrat und in den Gemeinde-
rat gewählt wird. Unsere Kandidaten 
sind sich bewusst, dass jeder Franken 
zuerst verdient werden muss, bevor er 
ausgegeben werden kann. Alle Kandi-
daten sind mit der Privatwirtschaft ver-
bunden und spüren sofort, welche He-
rausforderungen in der Gesellschaft 
vorherrschen.

Finanzen als Basis des 
Wohlergehens
Ein gewichtiges Anliegen der SVP ist es, 
dass sich die Stadt Schlieren nach dem 
enormen Wachstum der Bevölkerung 
(Von 13 000 auf fast 20 000 Einwohner 
innerhalb von 8 Jahren) und den damit 
verbundenen grossen Bautätigkeiten 
(neue Quartiere und Limmattalbahn) 
zuerst konsolidieren soll. Welche Be-
dürfnisse werden gebraucht, welche 
müssen priorisiert werden? Die Basis 
des Wohlergehens sind die Finanzen. 
Die Stadt Schlieren kann auf eine pro-
sperierende Wirtschaft zählen, aber 
auch in Schlieren wachsen die Bäume 
nur so schnell, wie man ihnen Wasser 
geben kann. In den letzten Jahren ging 
diese Weisheit verloren, daher ist es 
wichtig, dass die SVP Schlieren mit 

ihren guten Kandidaten besorgt ist, dass 
man sich wieder an die bewährten Re-
geln hält. Die letzten Budgetdebatten 
zeigten es auf, denn die Zusammenar-
beit unter den bürgerlichen Parteien 
verhinderte die vom Stadtrat geforder-
te Steuererhöhung. Der Lärm in den 

Wohnquartieren muss konsequent an 
den Wurzeln angegangen werden. Ein 
städtisches Verkehrsregime ist überfäl-
lig. Littering wird in unserer Stadt immer 
mehr zu einem Problem. Kann die Sau-
berkeit auf unseren Strassen nicht ge-
währleistet werden, sinkt gleichzeitig 

auch das Sicherheitsgefühl in der Be-
völkerung. Unsere Schule bildet das 
Rückgrat unserer gesellschaftlichen Zu-
kunft. Entsprechend müssen wir besorgt 
sein, dass wir unserer Schule nach den 
jetzigen und morgigen Gegebenheiten 
und Anforderungen die richtigen Vor-
aussetzungen unserer finanziellen Mög-
lichkeiten zu Verfügung stellen können. 

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Ganz nach dem Motto: Freiheit und Sicherheit für die Bürger
Netto Null, oder besser gesagt die Eiszeit, hat am Mittwochabend den Gemeinderat erreicht. Da die Heizung  
ausfiel, musste das Parlament bei Temperaturen um den Gefrierpunkt im Ratssaal (Messehalle) tagen.  
Speziell die Grünen konnten am eigenen Körper erleben, was es heisst, die freie Energiewahl einzuschränken  
und die fossilen Energieträger abzustellen. Der Gemeinderat behandelte während drei langen, kalten  
Stunden wieder eine Unmenge an Geschäften.

Jede Woche werden neue Weisungen 
und somit viele neue Einschränkungen 
von der linken Ratshälfte durchgewun-
ken. Diese haben negativen Einfluss 
auf die Freiheit, Sicherheit und zuletzt 
auf das Portemonnaie der ganzen Stadt-
bevölkerung.

Eingeschränkte strukturierte 
Debatte
In einer persönlichen Erklärung zeigte 
Bernhard im Oberdorf, SVP Zürich 12, 
auf, was für Folgen die neu eingeführ-
ten strukturierten eingeschränkten De-
batten haben. 

Jede Partei darf pro Geschäft nur 
noch mit einer Person ans Rednerpult 
gehen. Das beschneidet die Meinungs-
freiheit und Minderheiten erhalten we-
niger Gehör. Eine offene Streit-/Diskus-
sionskultur im Rat wird so von SP, AL 
und den Grünen unterbunden, da sie 
meistens die Mehrheit haben.

Gleichbehandlung aller Verkehrs- 
teilnehmenden
Seit einiger Zeit wird die Gleichbehand-
lung aller Verkehrsteilnehmenden mit 
Füssen oder besser gesagt mit Rädern 
getreten. Immer wieder werden neue 
Vorstösse der Velolobby eingereicht, 
um die Bevorzugung eines Verkehrs-

teilnehmers zu begünstigen und dabei 
die restlichen Verkehrsteilnehmer inkl. 
ÖV zu benachteiligen. 

Es werden laufend Verbesserungen 
für die Velonutzenden im Rat durchge-
setzt. Einbahnstrassen werden für Ve
los aufgehoben und Velorouten wer-
den durch (kinderreiche) Wohnquar-
tiere als Schnellrouten geführt – rück-
sichtsvolles Radfahren fördert das nicht. 
Die Sicherheit der anderen Verkehrsteil-
nehmenden interessiert leider viele 
Biker und linke Politiker/-innen nicht. 
Verkehrsvorschriften gelten in Zürich 
nur für die anderen und der Polizei 
sind bildlich die Hände gebunden.

Fliessender Verkehr statt Stau
Ganz nach diesem Motto hatten unsere 
Gemeinderäte Stephan Iten und Derek 
Richter die Motion zur Prüfung einer 
Bahnunterführung beim Bahnhof See-
bach für das Quartier eingereicht. Eine 
Entlastung der Hauptachse Schaffhau-
serstrasse könnte dadurch erreicht 
werden. 

Die Bahnschranken sind bei der jet-
zigen Bahnüberführung bei all den 
Fern-, Nah- und Güterzügen, welche 
diese Strecke befahren, je nach Tages-
zeit 30 bis 80% zu. Der Stadtrat und 
die linke Ratshälfte möchten den Ver-
kehr lieber einschränken, anstatt Lö-

sungen für Quartiere anzubieten. Die 
Leidtragenden sind wie immer die 
Quartierbewohner. 

Der Verkehrsknoten Bahnhof Seebach, 
Schaffhauserstrasse und Seebacher-
strasse wird so im Morgen- und Abend-
verkehr zunehmend mehr Stau im 
Quartier verursachen. Eine leistungs-
fähige Infrastruktur für alle sieht an-
ders aus.

Zuerst einschränken und 
dann jammern
In der Stadt werden immer mehr 
Hauptverkehrswege mit Auflagen ein-
geschränkt, sei es durch Hindernisse, 
Abbau von Fahrspuren oder Geschwin-
digkeitseinschränkungen. 

Was macht der Homo sapiens aus 
Turicum (Chrampfer/Büetzer)? Er weicht 
auf die Quartierstrassen aus, da es dort 
schneller vorwärts geht. 

Nun kommen heute die linken und 
grünen Aktivistinnen mit verschiede
nen Vorstössen in den Rat und jam-
mern, dass die Chrampfer den direk-
ten Weg suchen und nicht im Stau 
auf den eingeschränkten Hauptach-
sen verweilen. 

Alle Postulate der Jammernden wur-
den von Links unterstützt und die Ver-
waltung soll Vorschläge erarbeiten, wie 
der Durchgangsverkehr in den Quartie-
ren eingeschränkt werden kann.

Es gibt da eine einfache Lösung – die 
Volksinitiative «Kein Tempo 30 auf 
Hauptverkehrsachsen» der SVP. Da-
durch fliesst der Verkehr wieder auf 
den Hauptstrassen und nicht im Quar-
tier.Jede Stimme zählt für unsere schö-
ne Stadt Zürich. Wählen Sie unbedingt 
die Gemeinderatsliste 3 in der Stadt 
Zürich und füllen Sie die Stadtratsliste 
mit unseren Stadtratskandidaten Ste-
phan Iten und Roland Scheck aus. 
Danke für die Unterstützung.

Als Einwohnerin der Stadt Zürich 
frage ich mich dieser Tage: Leben 
und arbeiten in der Stadt Zürich 
die schlechteren Menschen als im 
Rest der Schweiz? Wir sind es ge-
wohnt, dass Zürich vorangehen 
will. Zürich will politische Entwick-
lungen anstossen, anführen, ini-
tiieren. Die linke Stadtregierung 
geht dafür gerne auch mit dem 
Kopf durch die Wand und verstösst 
gegen übergeordnetes Recht, wie 
die widerrechtliche Einführung 
der Zürich City-Card oder die wirt-
schaftliche Basishilfe zeigen. 
Letzte Woche informierten Stadt-
präsidentin Mauch und Stadträtin 
Rykart über das Meldetool «Zürich 
schaut hin». «Zürich schaut hin» ist 
eine Website, wo jedermann mit 
einigen wenigen Mausklicks se-
xuelle, homo- oder transfeindliche 
Belästigungen melden kann. Ganz 
und gar anonym. So seien in den 
ersten acht Monaten 900 Einträ-
ge gemacht worden. Das zeige, so 
Rykart, dass das Meldetool einem 
Bedürfnis entspreche. Die Aus-
wertung der Einträge hat ergeben, 
dass die Meldungen überwiegend 
von Frauen gemacht werden, Tat-
personen seien überwiegend Män-
ner. Bemerkenswert sei, dass die 
Übergriffe häufig tagsüber, wäh-
rend der Woche stattfänden, auf 
der Strasse und im öffentlichen 
Verkehr.
Ich habe nachgerechnet: In den 
ersten acht Monaten sind 3,6 Mel-
dungen pro Tag eingegangen. 
Nach der Medienmitteilung der 
Stadt sind es nun sieben Meldun-
gen pro Tag. Je bekannter das Mel-
detool, desto mehr Einträge wer-
den gemacht. Oder haben da eini-
ge einfach Schabernack betrieben? 
Wer sich das Tool anschaut, sieht 
schnell, dass völlig unklar ist, was 
unter dem Titel «Belästigung» ge-
meldet wird. Sie können einfach 
farbige Buttons anklicken. Eine 
unabsichtliche Berührung im Ge-
dränge im ÖV, ein Blick des Gegen-
übers im Tram – sind dies sexuel-
le Belästigungen in Zürich? Dabei 
kann nicht nachgeprüft werden, 
ob die Meldungen tatsächlich stim-
men oder ob Jux-Einträge gemacht 
werden. Doch das interessiert die 
Stadtpräsidentin nicht. Sie lässt sich 
in der Medienmitteilung zitieren: 
«In Zürich sollen sich alle wohl und 
sicher fühlen.» Eine Banalität. Nun 
soll es nicht beim anonymen Pran-
ger bleiben. Weil Zürcherinnen 
und Zürcher zu oft belästigen, wird 
das Meldetool in ein Gesamtpa-
ket von Massnahmen eingebunden. 
Mauch und Rykart kündigen an, im 
Jahr 2022 Kampagnen, Weiterbil-
dungen und Workshops durchzu-
führen, welche sensibilisieren und 
die Zivilcourage stärken. Die Stadt 
finanziert teure Programme, nota 
bene ohne jeglichen Grund. Oder 
glauben Sie, in Zürich seien die 
schlechteren Menschen zu Hause 
als in Hinwil, Zug oder Schaffhau-
sen? Daran krankt die Stadt Zü-
rich heute: Links-grün kreiert ein 
Problem, zu dessen Lösung sie sich 
berufen fühlen. Jetzt wird das Be-
lästigungs-Mekka Zürich mit Erzie-
hungsprogrammen für die Bevöl-
kerung angegangen. 

Belästigungs-Mekka 
Zürich 

von
Susanne Brunner

Fadegrad

Kolumne GS – Max. 2750 Zeichen

Kolumne Titel, 
2 Zeilen, 36 Zeichen

Heidemarie
Busch

Gino
Adda

Thomas
Grädel

Urs 
Wietlisbach

Dany
Tännler

Pascal 
Bachmann

Boris
Steffen

Azra 
Selimbasic

Regula 
Macciacchini

Sarina  
Gmür

Beat 
Kilchenmann

Stadtrat +
Stadtpräsident

Ueli  
Etter

Stadtrat
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Pierre Dalcher
Kantonsrat SVP
Schlieren

Fortsetzung auf Seite 7

Eiszeit im Ratssaal. Links-grün muss offenbar auf die harte Tour erfahren,  
was der voreilige Ausstieg aus bewährten Energieträgern bedeutet.

Reto Brüesch
Gemeinderat SVP
Zürich
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KÜSNACHT

Standaktion mit den Kandidaten 
der SVP für die Gemeindewahlen
Die Kandidaten der SVP Küsnacht für 
die Gemeindewahlen vom 15. Mai 2022, 
anlässlich einer Standaktion am Sams-
tag, 22.1.2022; von links nach rechts: 
Markus Ehrat, RPK (bisher), Nicolas 
Bandle, RPK (bisher), Adrian von Burg, 
Gemeinderat (neu), Simone Häuser-
mann-Bider, Schulpflege (neu), Micha-
el Schollenberger, RPK (neu), Martin 
Schneider, Gemeinderat (bisher). Nicht 
auf dem Bild: Ulrich Erb, Gemeinderat 
(bisher), Hans Kägi, Sozialkommission 

(neu), und Gianni Platz, Bürgerrechts-
kommission (bisher).

Die SVP Schlieren will dies mit ihren 
zwei Stadtratskandidaten und insge-
samt 16 Gemeinderatskandidaten an-
streben. 

Mit unseren zwei Stadtratskandida-
ten können wir dem Wähler viel Poli-
tik- und Lebenserfahrung sowie Orts-
verbundenheit zu Schlieren anbieten. 
Gleiches gilt bei den Gemeinderatskan-
didaten. 

Eine gute Alters- wie Geschlechter-
verteilung unserer Kandidaten garan-
tiert ein breites Wissen der Bedürfnis-
se unser Wähler. 

Gleichzeitig ermöglichen wir so un-
seren Wählern, dass ihre neuen The-
men besser gehört und verstanden 
werden.

Bürgerlicher Stadtpräsident
Die Stadt Schlieren braucht dringendst 
wieder einen Stadtpräsidenten, der sich 
vorwiegend um die Stadtinteressen 
kümmert. Ein Präsident für Schlieren, 
der für die Stadt Schlieren und deren Be-
völkerung einsteht. Der das Volk in Kri-
senzeiten begleitet. Der für die Schliere-
mer Wirtschaft und Arbeitsplätze ein-
steht und sich nicht an anderen Orten 
verzettelt und lieber die Parteiideologie 
verkündet. Unterstützen Sie unsere Ge-
meinderatskandidaten auf der Liste 2 
jeweils 2 ×, wählen Sie unsere zwei Stadt-
ratskandidaten Beat Kilchenmann und 
Ueli Etter in den Stadtrat und wählen 
Sie mit Beat Kilchenmann einen bürger-
lichen Stadtpräsidenten für Schlieren. 
Wir danken Ihnen, dass Sie am 13. Feb-
ruar 2022 wählen gehen.

Fortsetzung von Seite 6

SVP DIETIKON

Hallo Limmatfeld 
Der Wahltross der SVP Dietikon ist auch in den Quartieren unterwegs.  
Der Platz im Limmatfeld ist gross und so konnten sich die Kandidierenden  
gut in die verschiedenen Quartierbereiche verteilen. 

Gute Stimmung und gute Gespräche 
waren die Begleiter der Stadtratskandi-
dierenden Mirjam Peter und Roger 
Bachmann sowie der Gemeinderatskan-
didierenden. Bei Biberli oder Gipfeli 
konnten angeregte Diskussionen ge-
führt und Fragen beantwortet werden, 

was von vielen geschätzt wurde. Wir 
waren von 09.00 Uhr bis 11.30 Uhr auf 
dem Platz aktiv und danken der Bevöl-
kerung vom Quartier «Limmatfeld» für 
das Interesse. Wer unsere Kandidatin-
nen und Kandidaten unterstützen will, 
der wirft bei den Gemeinderatswahlen 
vom 13. Februar am besten die Liste 1 
unverändert in die Wahlurne. Wir freu-
en uns, wenn Sie auf dem Wahlzettel 
für den Stadtrat Roger Bachmann und 
Mirjam Peter notieren und auf der 
Linie «Stadtpräsident» zusätzlich Roger 
Bachmann ein weiteres Mal aufschrei-
ben.

SVP STADT ZÜRICH KREISPARTEI 7 UND 8

Angeregte Politdiskussionen 
im Wilden Mann
Die Kreispartei 7 und 8 lud alle Mitglie-
der sowie Interessierte zu einem Feier-
abend-Apéro im Restaurant Wilder 
Mann ein. 

Die bisherigen Gemeinderäte Susan-
ne Brunner und Jean-Marc Jung infor-
mierten über die Auswüchse der links-
grünen Politik in der Stadt Zürich, wie 
das flächendeckende Tempo 30 oder die 
weitreichenden Energiezonen. Auch 
Nationalrat Gregor Rutz kritisierte die 
Politik der Stadt, u.a. am Beispiel der 
widerrechtlichen «Züri City-Card».

PUTIN MUSS ENDLICH DIE «ROTE LINIE» AUFGEZEIGT WERDEN

Die Putin-Versteher
Im Zusammenhang mit dem Konflikt um die Ukraine, der vom Säbelrasseln zum Krieg auszuarten droht, äussern sich  
in letzter Zeit in den Medien vermehrt die «Putin-Versteher» – so kürzlich auch NZZ-Chefredaktor Eric Gujer. 

Sie haben ihre eigene Logik: Alles, was 
Putin tut, ist für sie rechtens oder zu-
mindest verständlich. Zugespitzt for-
muliert: Selbst wenn Putin auf dem 
WC sitzt, scheint er für seine Versteher 
Wohlgerüche zu verbreiten. 

Schuld ist stets der Westen
Um «Argumente» sind die Putin-Verste-
her nicht verlegen. In der völkerrechts-
widrigen Annexion der Krim sehen sie 
einen historischen Rechtsanspruch. 
Dass russische Truppen seit Jahren in 
der Ostukraine kämpfen – was kürzlich 
durch ein russisches Gericht im Zusam-
menhang mit einem Korruptionsurteil 
gegen einen russischen Offizier (unab-
sichtlich) erneut bestätigt wurde – ist 
für Putin und seine Versteher eine legi-
time Massnahme zur Sicherung des rus-
sischen Vorlandes und zum Schutz der 
russischsprachigen Bevölkerung in 
der Ostukraine. Und dass derzeit über 
100 000 russische Soldaten mit schwe-
rem Material im Grenzraum zur Ukra-

ine aufmarschiert sind, wird von Putin-
Verstehern als Antwort auf «Provokati-
onen und Aggressionen» durch die Nato 
und die Ukraine gerechtfertigt. Schuld 
ist stets der Westen, der die Sicherheits-
Befürchtungen Putins und die Seele 
Russlands «nicht versteht». 

Die rote Linie
Selbstverständlich muss der Westen auf 
russische Befindlichkeiten Rücksicht 
nehmen und Verhandlungslösungen 
anstreben. 

Aber Putin muss endlich die «rote 
Linie» aufgezeigt werden nach dem 
Grundsatz «bis hier und nicht weiter». 

Dass dies nur die Nato bzw. die USA – 
nicht aber die schwache EU  – glaub-
haft tun kann, liegt auf der Hand. Und 
ob sich ein ehemaliger Sowjetstaat dem 
Westen bzw. der Nato zuwenden will, 
hat nicht Putin zu entscheiden, son-
dern die Bevölkerung des betreffenden 
Landes. 

Vielleicht wäre eine Ukraine mit be-
waffneter Neutralität  – analog zur 
Schweiz  – ein tauglicher Weg. Dafür 
müsste sich Putin aber definitiv aus 
der Ukraine zurückziehen, und er müss-
te seine Sehnsucht nach einem neuen 
grossrussischen Reich schicklich be-
graben. 

Ausgang ungewiss: Russland lässt gegenüber der Ukraine derzeit die Muskeln 
spielen, unter anderem auch mit der Schwarzmeer-Flotte. � Bild Wikipedia

V.l.n.r.: Eveline Heiniger, Toni Felber, Roger Bachmann, Koni Lips, Mirjam Peter, 
Pascal Stüssi, Giuseppe Lo Iacono, Markus Erni, Sandro Strässle, Rudolf Marty und 
Michael Angstmann.

Rochus Burtscher
Kantonsrat SVP
Dietikon

Hans Fehr 
Alt Nationalrat
Eglisau

svp-stadt-zuerich.ch

SVP bi de Lüt
Kreis

Kreis 1 und 2

Kreis 3

Kreis 4 und 5

Kreis 6

Kreis 7 und 8

Kreis 9

Kreis 10

Kreis 11

Kreis 12

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Samstag

Dienstag

Dienstag

Samstag

Samstag

29. Januar 2022

05. Februar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

29. Januar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

29. Januar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

12. Februar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

12. Februar 2022

01. Februar 2022

08. Februar 2022

29. Januar 2022

05. Februar 2022

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 – 12:00 Uhr

09:00 - 12:00 Uhr

09:00 - 12:00 Uhr

09:00 - 12:00 Uhr

09:00 – 12:00 Uhr 

09:00 – 12:00 Uhr    

09:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

09:00 - 11:00 Uhr

10:00 - 12:00 Uhr

09:00 - 11:00 Uhr

09:45 - 12:00 Uhr

09:45 - 12:00 Uhr

09:45 - 12:00 Uhr

17:30 - 19:00 Uhr

17:30 - 19:00 Uhr

09:30 - 12:00 Uhr

09:30 - 12:00 Uhr

vor dem Migros Limmatplatz, Zürich-Industrie

vor dem Migros Limmatplatz, Zürich-Industrie

Schaffhauserplatz, Zürich-Unterstrass

Schaffhauserplatz, Zürich-Unterstrass

vor dem Migros Haltestelle Rigiblick, Zürich-Oberstrass

vor der Maria Lourdes Kirche, Zürich-Seebach

vor dem Migros Schwamendingerplatz, Zürich-Schwamendingen

vor dem Migros Schwamendingerplatz, Zürich-Schwamendingen

vor dem Migros Schwamendingerplatz, Zürich-Schwamendingen

Marktplatz, Zürich-Oerlikon

Marktplatz, Zürich-Oerlikon

Altstetterplatz, Zürich-Altstetten

Kappenbühlweg, Zürich-Höngg

Kappenbühlweg, Zürich-Höngg

Röschibachplatz, Zürich-Wipkingen

Zentrum Witikon, Zürich-Witikon

Hottingerplatz, Zürich-Hottingen

Lindenplatz, Zürich-Altstetten

Zentrum Witikon, Zürich-Witikon

Lindenplatz, Zürich-Altstetten

Schmiede Wiedikon, Zürich-Wiedikon

Goldbrunnenplatz, Zürich-Wiedikon

Schmiede Wiedikon, Zürich-Wiedikon

Schmiede Wiedikon, Zürich-Wiedikon

vor dem Migros Gutstrasse, Zürich-Wiedikon

vor dem Migros, Zürich-Leimbach

Morgental, Zürich-Wollishofen

Wochentag Datum Zeit Standort

Haben Sie Fragen zu den Wahlen oder  
Abstimmungsvorlagen vom 13. Februar 2022? 

Treffen Sie die SVP-Kandidatinnen und -Kandidaten  
an einer Standaktion in der Stadt Zürich in Ihrer Nähe:

3Liste              wählen!

LESERBRIEF

Wichtiger Finanzplatz Zürich
Der Schweizer Finanzplatz ist benach-
teiligt. Kein Nachbarstaat erhebt näm-
lich noch eine Emissionsabgabe auf 
dem Kapital von Unternehmen, ausser 
der Schweiz. Eine Abgabe auf Grün-
dungskapital oder Kapitalerhöhungen 
zu erheben, macht wirtschaftlich kei-
nen Sinn. Unternehmen brauchen Ei-
genkapital, um Investitionen zu täti-

gen. Hingegen Investitionen zu besteu-
ern, bevor ein Franken Gewinn erzielt 
wurde, belastet das Unternehmen sehr. 
Es ist ganz so, wie wenn sie auf der Ein-
zahlung auf ihr Sparkonto eine Gebühr 
von 1% auf der Einlage bezahlen müss-
ten. 1%, so hoch ist die Emissionsabga-
be, die abgeschafft gehört. Zürich ist 
einer der weltweit wichtigsten Finanz-

plätze der Welt. Player wie London, New 
York oder Singapur kennen auch keine 
Emissionsabgabe auf Unternehmens-
kapital. Der Finanzplatz Zürich bringt 
uns viele Arbeitsplätze und Gewinne. 
Er ist zu stärken. Darum JA zur Ände-
rung der Stempelabgabe.

Diego Bonato 
Kantonsrat SVP, Aesch ZH
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SVP-STAMM

Bezirk Andelfingen / Andelfingen
Jeden letzten Dienstag im Monat, ab 18.00 
Uhr, Grilltreff, Im Bilg 2, Andelfingen. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
11.00–12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober-
embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant «La Torre», Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf und 
Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11.00 
bis 12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Uster-
strasse 8, Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Bar Enoteca, Tannenzaunstrasse 
23, Uster. 

Stadt Winterthur / Oberwinterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 
Uhr, Restaurant Stadtrain, Römerstrasse 71, 
Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00–12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur.   

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthurer-
strasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa-
mendingerplatz 2, Zürich.

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Chan-
nels oder auf unserer Website www.jsvp-
zh.ch. 

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Bülach / Bülach
Freitag, 4. Februar 2022, 18.00–21.00 Uhr, 
Wahlauftakt Gemeindewahlen 2022, Lin-
denhof, Bülach, mit Nationalrat Roger Köp-
pel. Keine Zertifikatspflicht.

Freitag, 11. Februar 2022, 18.00–20.00 Uhr, 
Politstubete, Restaurant Rathaus-Stube, 
Bülach, mit Stephan Blättler. Im Restau-
rant 2G, draussen am Feuer keine Zertifi-
katspflicht.

Freitag, 18. Februar 2022, 18.00–20.00 Uhr, 
Besichtigung Kläranlage, Bülach, mit Andrea 
Spycher. Voraussichtlich 2G.

Mittwoch, 9. März 2022, 19.00 Uhr, Podium, 
Goldener Kopf, Bülach, mit den Stadtrats-
kandidaten. Es gilt 2G.

Sonntag, 27. März 2022, 17.00 Uhr, Wahl-
feier, Restaurant Rathaus-Stube, Bülach. Im 
Restaurant 2G, draussen am Feuer keine 
Zertifikatspflicht.

Bezirk Uster / Egg
Freitag, 4. Februar 2022, 19.00 Uhr, Raclette-
Abend, Rotblattstübli, Esslingen. Kosten für 
Essen und Dessert: Fr. 28.–. Es gilt 2G. An-
meldung an ueli.pfister@8133.ch.

Bezirk Winterthur / Hettlingen
Freitag, 28. Januar 2022, 18.45 Uhr, Jass-
turnier, Mehrzweckhalle Hettlingen. Kosten: 
CHF 20.–. Es gilt 2G. Anmeldung an eliane.
curiger@gmx.ch.

Junge SVP Kanton Zürich
Freitag, 4. März 2022, bis Sonntag, 6. März 
2022, Skiweekend, weitere Informationen 
unter www.jsvp-zh.ch.

Extrem.

Überfl üssig.

Gefährlich. 

zur extremen Verbots-Initiative

Wir sagen NEIN zur Volksinitiative:
 Jetzt

Stimmzettel 

ausfüllen!

Der Schutz unserer Kinder vor Tabak-Produkten 
ist uns allen wichtig! 

Deshalb hat das Parlament im Herbst 2021 
ein pfefferscharfes Tabakproduktegesetz be-
schlossen. Mit dem neuen Gesetz verschwindet 
Tabak-Werbung aus dem öffentlichen Raum. Und 
es gilt künftig schweizweit ein Verkaufsverbot an 
unter 18-Jährige.

Die Volksinitiative «Tabakwerbe-Verbote» ist 
also zielgerichtet umgesetzt und damit über-
fl üssig. Und zudem ist sie extrem und gefährlich, 
weil sie zu noch mehr Verboten führt! 

Deshalb lehnen Bundesrat, Parlament, die 
bürgerlichen Parteien und über 40 Verbände 
die Initiative ab! 

Überparteiliches Komitee
gegen Werbe-Verbote, 
Postfach, 8021 Zürich, 
www.werbeverbote-nein.ch

werbeverbote-nein.ch
Marianne Binder-Keller,

Nationalrätin, Die Mitte / AG

Mike Egger,
Nationalrat, SVP / SG

Philipp Kutter,
Nationalrat, Die Mitte / ZH

Ruedi Noser,
Ständerat, FDP / ZH

Diana Gutjahr,
Nationalrätin, SVP / TG

Elisabeth Schneider-Schneiter,
Nationalrätin, Die Mitte / BL

Ida Glanzmann-Hunkeler,
Nationalrätin, Die Mitte / LU

Damian Müller,
Ständerat, FDP / LU

Markus Ritter,
Nationalrat, Die Mitte / SG

Die SVP Bülach lädt ein:

Mittwoch | 9. März | Goldener Kopf | 19.00 Uhr
Podium Stadtratskandidaten
Fragerunde mit den Kandidaten aller Parteien

2G Zertifikatspflicht

Sonntag | 27. März | Rest. Rathaus-Stube | ab 17.00 Uhr

Wahlfeier
Hintergrundinformationen zu den Wahlen

Im Restaurant Draussen am Feuer

2G Zertifikatspflicht Keine Zertifikatspflicht

Freitag | 18. Februar | Kläranlage Bülach | 18.00 – 20.00 Uhr

Besichtigung Kläranlage mit Andrea Spycher
Gratis Imbiss und Getränke

Voraussichtlich 2G Zertifikatspflicht

Freitag | 4. Februar | Lindenhof | 18.00 – 21.00 Uhr

Wahlauftakt Gemeindewahlen 2022
Gratis Würste am Feuer und Getränke
Kandidaten kennenlernen; sich austauschen, geniessen

Mit Grusswort von Roger Köppel

Keine Zertifikatspflicht

Freitag | 11. Februar | Rest. Rathaus-Stube | 18.00 – 20.00 Uhr

Politstubete mit Stephan Blättler
Gratis Imbiss und Getränke am Feuer

Im Restaurant Draussen am Feuer
2G Zertifikatspflicht Keine ZertifikatspflichtLESERBRIEF

«Jedes Land hat eine Armee, die Frage ist nur welche.» Winston Churchill
Mit Interesse lese ich, dass Bundesrä-
tin Viola Amherd, Intrigen und Un-
wahrheiten im Zusammenhang mit 
der Beschaffung des F-35-Kampfflug-
zeugs nachgesagt werden. Nach dem 
Entscheid des Schweizer Volkes zur Be-
schaffung neuer Kampfjets ist die Eva-
luation korrekt und transparent erfolgt. 
Der F-35A-Lightning II ist der zurzeit 
modernste Kampfjet. Er absolvierte 
den Erstflug 2006 und wurde 2015 in 
Dienst gestellt. Es wird geflissentlich 
verschwiegen, wie viele Europäische 
Staaten den F-35A bereits anschafften. 
Auch nicht europäische Staaten haben 
den F-35A bereits im Einsatz. 

Die Aussage, dass die Anschaffung 
des F-35A der erste Schritt in die Nato 
ist, entbehrt jeglicher Grundlage. Es 
geht um Stimmungsmache gegen seine 

Anschaffung. Linkslastige Parteien pro-
pagieren seit Jahren, dass die Verteidi-
gung der Schweiz in einem europäi-
schen Kontext gesehen werden sollte 
und dass, wo immer möglich, diesbe-
zügliche Verträge mit den Nachbarn 
verhandelt werden sollten.

Es wird nicht erwähnt, dass Partei-
en wie die SP sowie Organisationen wie 
die GSoA die Armee abschaffen wollen 
und darum die Anschaffung des F-35A 
grundsätzlich ablehnen.

Es ist irrsinnig, die Vereinigten Ara-
bischen Emirate mit der Schweiz zu 
vergleichen. Wer die arabischen Gepflo-
genheiten kennt, versteht es, die An-
schaffung von 62 modernsten Rafale B, 
der seinen Erstflug 1986 hatte und nach 
14 Jahren der weiteren Entwicklung/
Verbesserung im Dezember 2000 von 

den Franzosen in Dienst genommen 
wurde, richtig einzustufen. Die verein-
ten Arabischen Emirate können es sich 
leisten 62 Flugzeuge auf Halde zu stel-
len. Wir nicht.

Unsere Probleme mit der EU sind 
nicht auf die Anschaffung des F-35A 
zurückzuführen, sondern auf die 
zwanghafte Haltung der EU einem 
Nicht-EU-Land gegenüber. Zusammen-
arbeit beruht auf gegenseitigem Res-
pekt, Toleranz und Akzeptanz anderer 
Meinungen eines Staates und dessen 
Bevölkerung. Somit ist der Entscheid 
der Schweizer Bevölkerung und deren 
Regierung im Zusammenhang mit der 
Anschaffung der F-35A zu akzeptieren. 
Ohne Wenn und Aber.

Ferdinand Schwestermann, Wädenswil

SVP SCHLIEREN

SVP-Sünneli bringt den Sonnenschein
Vor der Migros am Kesslerplatz in der 
Stadt Schlieren empfing das SVP-Sün-
neli viele Passanten und brachte die 
Gesichter zum Leuchten in den noch 
grauen Morgenstunden. Das SVP-Sün-
neli (Kantonsrat Pierre Dalcher ver-
steckte sich darin) erleichterte unseren 
SVP-Kandidaten für den Stadtrat und 
den Gemeinderat, mit den Wählern ins 
Gespräch zu kommen. Es zeigte sich 
zum wiederholten Mal, direkte Gesprä-
che mit den Wählern sind nicht zu er-
setzen. In diesen Gesprächen konnte 
unser Stadtrats- und Stadtpräsidenten-
kandidat Beat Kilchenmann erfahren, 
wie dieser direkte Kontakt von den 

Wählern geschätzt wird. Auch Stadt-
ratskandidat Hans-Ueli Etter erfuhr 
viel Zustimmung. Wir freuen uns am 
13. Februar 2022 für die Gemeinderats-
wahlen auf viele Listen 2 in der Urne. 
Für den Wahlzettel «Stadtrat» notiert 
die Namen Beat Kilchenmann und 
Hans-Ueli Etter, zusätzlich noch einmal 
Beat Kilchenmann auf der Linie Stadt-
präsident.

SVP-Sünneli mit Stadtrats- 
kandidaten-Plakat.
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